
Nr. 96 7'] 

'1979 -07- 0 9 A 17. fra g e 

der AbgeordnBten Dr. KOHLMAIER~ Dr. Schuimmer~ Heinzinger 

und Genossen 

an der. Bundesminister füp Justiz 

betreffend EinZeitung eines Strafverfahrens gegen die Ve!,antwortZichen 

der Steiermärkischen Kammer für Arbeiter und AngesteZZte wegen 

WahtschwindeZs gemäß § 264 Abs.2 StGB 

Am 31. Jänner 1979 hat der Verfassungsgeriahtshof sein Erkenntnis 

G 109 j 111~ 112/78 verkUndet~ durch weZches mit Wirkung ab 

1. Februar 1979 § 5 Abs.2 Zit.h AKG in dep Fassung des 

8undesgesetzbZattes 8G8Z1978/519 aZs verfassungswidrig 

aufgehoben wurde. 

Seit der am 8. November 1978 erfoZgten EinZeitungdes Verfahrens 

nach Art.140 B-VG war der Kammer bekannt~ daß diese Gesetzes­

steZ Ze beim Vel'fassungsgel'ichtshof angefochten und mit ihrer 

Aufhebung ernstZich zurechnen war. 

Es hätte daher fUr die Organe de~ Kammer die M8gZichkeit und die 

Rechtspflicht bestanden~ für den EventuaZfaZZ einer Aufhebung 

der angefochtenen Gesetzesbestimmung Ersatzdrucksorten vorzu­

bereiten oder doch technische Vorkehrungen zu treffen~ die eine 

RichtigstelZung der vorbereiteten Drucksorten - etwa durch 

deutZiohen Uberdruck - evm8gZiaht hätten. 

Trotzdem hat die Kammer unter VerZetzung des Gesetzes noch am 

9. Februar 1979 mit einem Rundschreiben "Sehr geehrter Dienstgeberf" 
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ein "Merkblatt für Dienstgebe~" sowie die WdhleranZageblatter 

für a Z Ze Diens·tnehmer 'versende t ~ ü.,obei S01;)O h Z das /lMerkb lat·t 

für Dienstgeber" als auch jedes einaeZne Wdhleranlageblatt 

gesetzwidrig die nahen Angeh8rigen des Dienstgebers als nicht 

wahlberechtigt bezeichnete. 

Dieser Aussendung war ZedigZich in einem einzigen Exemplar 

eine "Information" angeschZos8en~ in der unter Hinweis auf das 

Erkenntnis des Verfassunasaerichtahofes in unauffdZZiner '" v v _ ;J (;0< v 

Form - "Wahlberechtigt sind daher auch ...... " - die nahen 

Angehörigen aZs Iuahlbel'echtigt angeführt sind. 

Die "Information" enthalt nicht den geringsten Hinweis darauf,_ 

daß gegenüber dem Inhalt des rtZvlerkbZattes für D1:enstgeber" eine 

Xnderung eingetreten ist und konnte daher von den Dienstgebern 

als den Empfängern dea Merkblattes wicht als Berichtigw.g 

aufgefaßt werden. 

Aber se lbst wenn die "Informat-ion" als Berichtigung der unzutreffend 

gewordenen Belehrungen auf dem "Merkblatt" und auf den Wähler­

anlageblättern erkennbar gewesen ware~ ist aie doch den 

Dienstnehmern bei der Ausfüllung der WähZeranZageblätter nicht 

zugänglich geworden 3 weil sie nur in einem einzigen Exemplar 

fUr den Dienstgeber und nicht in der gleichen Anzahl von 

Ausfertigungen wie die WdhleranZagebZätter zur Aushdndigung an 

jeden einzelnen Dienstnehmer veraendetworden ist. 

Die Dienstnehmer wurden dahe.r' bei der Ausfü Z lung der Wäh Zeran lage­

blätter über den Kreis der WahZberechtigten von der Kammer 

bewußt irregeführt, 

Es versteht sich von selbst~ daß die Dienstgeber die "Information" -

se 7-bs t wenn sie bei äU13ers tel' Aufmerk.samkei t die Xnderung aZs 

solche erkannten - nicht jeden einzelnen Dienstnehmer darüber 

informierten3 daß das Wähl..eranuzgebZatt e1.:ne unrichtige BeZehrun(J 

enthielt 3 und dazu auch nicht verpflichtet waren . 
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Es sind daher durch die unrichtige BeLehrung auf dem vllihter­

anZagebZatt mindestens 3.000 wahlberechtigte Dienstnehmer in 

rech tswid.riger Weise ver'an laßt wOl~den., kein hTäh leran lCl.;geb lat-t; 

auszufülZen. Eine Richtigstellung del" ausgesendeten riähZel'­

anZagebZatter ist nie erfolgt. Nur wenn zusatzZich zu den 

ursprüngZich ausgesendeten WähZeranZagebZättern über besondere 

Anforderung der Dienstgebel? zusätz Ziche fiä h I.eran ZaJeb lät tel' 

ausgegeben wurden., wiesen diese an der kritischen Stelle eine 

Sc:hwal~zung auf. 

Die Kammer hat dem wiederholt gestelZten VerZangen der 

einschreitenden WahZergl>uppe nach Versendung neueI" h7ähZer­

anZageblätter bewußt rechtswidrig nic:ht entsprochen., obwohZ 

hiezu d~e technischen M8glichkeiten bestanden hatten. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an aen Herrn 

Bundesminister für Justiz folgende 

11 n fra g e : 

1) Ist gegen die Verantwortlic:hen der Steiermarkischen Kammer 

für Arbei ter und AngeB te Z. l te ein Strafvel"fahren gemäß 

§ (~64 StGB lvegen "Verbreitung faZsc:her Nachrichten bei einer 

tl'ah l" einge Ze i tet wOl'den ? 

2) Wenn nein., sind Sie bereit., die StaatsanwaZtsc:haft anzuweisen., 

ein diesbezügliches Verfahren einzuleiten ? 
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